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Beschlüsse des 2 6. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

über den Verkehr mit Fischen und Fischwaren 
(Fischgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER ABSGHNITT 
Marktausgleich 

§ 1 

Begriffsbestimmungen, Geltungsbereich 

(1) Fische im Sinne dieses Gesetzes sind 
Seefische, Schal- und Krustentiere. Fischwaren 
sind Erzeugnisse aus Fischen. 

(2) Das Gesetz gilt auch für die Herstel- 
lung von Fisdimehl und Futtergarnelen; es 
gilt nicht für Fänge aus deutschen Binnen- 
gewässern. 

(3) Die §§ 3 bis 6 gelten für Seefische und 
Fischwaren. 

§2 

Versorgungsplan, Liefervereinbarungen, 
Einfuhrbeschränkungen 

(1) Der Bundesroinister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten (Bundesminister) 
stellt im Benehmen mit den für die Fisch- 
wirtschaft zuständigen obersten Landesbe- 
hörden (oberste Landesbehörde) für jedes 
Wirtschaftsjahr (1. Januar bis 31. Dezember) 
im Rahmen eines Versorgungsplanes fest, 
welche Mengen von Fischen voraussichtlich 
aus Eigenanlandungen zur Verfügung stehen 
und welche Mengen von Fischen und Fisch- 
waren zur Deckung des Bedarfs eingeführt 
werden müssen. Besteht ein Marktverband, 
so ist er zu hören. 

(2) Um eine geordnete und gleichmäßige 
Versorgung der Bevölkerung sicherzustellen, 
sollen zwischen den Unternehmen der 
Fischerei und ihren Abnehmern rechtzeitig 
unter Berücksichtigung des Versorgungs- 
planes Vereinbarungen über die Lieferung 
und Abnahme für eine Fangperiode getrof- 
fen werden. 


(3) Um die Einfuhr dem inländischen Be- 
darf anzupassen, können Fristen mit den in 
Betracht kommenden Ausfuhrländern verein- 
bart werden, innerhalb derer die Einfuhr 
bestimmter Fische und Fischwaren beschränkt 
wird (Schonfristen), soweit nicht multilaterale 
Verträge entgegenstehen. 

§3 

Marktstützung 

(1) Der Bundesmlnister kann den Betrie- 
ben der Hochsee-, Großen Herings-, Kutter- 
und Küstenfischerei (Seefischerei) im Beneh- 
men mit den obersten Landesbehörden der 
Küstenländer Stützungsbeträge aus Beiträ- 
gen zur Marktstützung (§ 4) gewähren, 
wenn für den menschlichen Genuß taugliche 
Seefische aus deutschen Anlandungen in deut- 
schen Häfen nicht zu einem Mindestsatz für 
den menschlichen Verzehr abgesetzt und des- 
halb zu Fischmehl verarbeitet werden. Er 
kann die Gewährung von Stützungsbeträgen 
von bestimmten Voraussetzungen abhängig 
machen, insbesondere auch einzelne Fisch- 
arten allgemein oder mit Rücksicht auf Größe 
oder Besdiaffenhelt oder die eine festgesetzte 
Menge übersteigende Anlandung von der Ge- 
währung von Stützungsbeträgen ausschlie- 
ßen. Er muß die Gewährung von Stützungs- 
beträgen von der rechtzeitigen Meldung der 
Art und Menge des Fanges und des Ortes der 
Anlandung abhängig machen. 

(2) Der Bundesminister bestimmt den Min- 
destsatz im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Wirtschaft. Der Mindestsatz soll 
unter den Gestehungskosten liegen. Der 
Fisrhmehlrohstoffpreis und der Stützungs- 
betrag dürfen zusammen den Mindestsatz 
nicht überschreiten. Ein Rechtsanspruch auf 
Gewährung von Stützungsbeträgen besteht 
nicht. 

(3) Besteht ein Marktverband, so ist er im 
Falle des Absatzes 1 zu hören. 
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§4 


Beitrag zur Marktstützung 


(1) Zur Marktstützung (§ 3) wird von den 
inländischen Betrieben der Seefischerei ein 
Beitrag erhoben. Betriebe der Großen He- 
ringsfischerei sind nur beitragspflichtig, so- 
weit sie Seefischmärkte beschidien. 


(2) Der Beitrag wird nach der Menge der 
in deutschen Häfen angelandeten Seefische 
und Fischwaren bemessen; er darf zwei 
Deutsche Mark je 100 kg Seefische und Fisch- 
waren nicht übersteigen. Der Bundesminister 
erläßt durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates Bestimmungen über 
die Höhe des Beitrages und seine Erhe- 
bung; dabei kann er einzelne Fischarten und 
Fischwaren oder die Anlandungen in einzel- 
nen Küstenbezirken oder Häfen von der 
Abgabepflicht ausnehmen, 

(3) Der Bundesminister verwendet die 
Beiträge nach Anhörung des Beirates (§ 5) 
ausschließlich zum Zwecke der Marktstützung. 
Die Beiträge sind bis zur endgültigen Ver- 
wendung den Seefischmarktgesellschaften 
der Küstenländer zur treuhänderischen Ver- 
waltung zu überlassen. 

(4) Der Beitrag wird nach den Vorschrif- 
ten des Verwaltungs-Vollstreckungsgesetzes 
oder, soweit die Vollstreckung durch die 
Landesbehörden durchgeführt wird, nach 
den entsprechenden landesrechtlichen Vor- 
schriften beigetrieben. 

(5) Die Verwendung der Beiträge unterliegt 
der Rechnungsprüfung durch den Bundes- 
rechnungshof. 


§5 

Beirat für Stützungsmaßnahmen 

(1) Zur Beratung des Bundesministers bei 
der Durchführung von Stützungsaufgaben 
(§ 3) wird ein Beirat gebildet. Er besteht aus 

1. einem Vertreter des Bundesministers als 
Vorsitzenden, 

2. je einem Vertreter der obersten Landes- 
behörden der Küstenländer, 

3. zwei Vertretern der obersten Landesbehör- 
den der übrigen Länder, die der Bundesrat 
bestimmt, 

4. sechs Vertretern der Seefischerei, 


5. zwei Vertretern der Fischdampf er besä t- 
zungen, 

6. je einem Vertreter der Fischindustrie, des 
Großhandels und des Einzelhandels, 

7. zwei Vertretern der Verbraucher. 

(2) Die in Absatz 1 Nr. 2 bis 5 genannten 
Vertreter haben beschließende, die übrigen 
Vertreter beratende Stimme. 

(3) Der Beirat wird durch den Bundesmini- 
ster berufen, 

(4) Die in Absatz 1 Nr. 4 bis 7 genannten 
Vertreter sind an Weisungen nicht gebunden. 
Ihre Tätigkeit ist ehrenamtlich. 


§6 


Beiträge zur Förderung des Fischabsatzes 


(1) Zur Förderung des Fischabsatzes wer- 
den Beiträge erhoben 

1. von den Betrieben der Hochsee-, Großen 
Herings-, Kutter- und Küstenfischerei. Be- 
triebe der Großen Heringsfischerei sind 
nur beitragspflichtig, soweit sie Seefisch- 
märkte beschicken; 

2, von Betrieben, die Fische oder Fischwaren 

a) auf den Seefischmärkten als erste Ab- 
nehmer oder 

b) vom Ausland 

zum menschlichen Verzehr erwerben. 

(2) Der Beitrag wird nach der Menge der 
in deutschen Häfen angelandeten Fische und 
Fischwaren oder der erworbenen Fische und 
Fischwaren bemessen; er darf 0,20 Deutsche 
Mark je 100 kg Fische und Fisch waren nicht 
übersteigen. 

(3) Im übrigen gelten die Bestimmungen 
des § 4 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 4 und 5 
sinngemäß. 

(4) Besteht ein Marktverband, so ist er 
vor Erlaß einer Rechtsver Ordnung gemäß 
Absatz 3 in Verbindung mit § 4 Abs. 2 
Satz 2 zur Höhe des Beitrages und zu seiner 
Erhebung zu hören. 

(5) Über die Verwendung der Mittel be- 
stimmt der Bundesminister im genehmen mit 
den obersten Landesbehörden der Küsten- 
länder. Besteht ein Marktverband, so ist er 
vorher zu hören. 
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§7 

Marktverband 

(1) Der Bundesminister kann einen Zu- 
sammenschluß der berufsständischen Orga- 
nisationen der Fischwirtschaft, der für das 
Bundesgebiet gebildet ist, als Marktverband 
anerkennen, wenn er folgende Vorausset- 
zungen erfüllt: 

1. Zu seinen satzungsgemäßen Aufgaben 

müssen gehören 

a) Förderung der Fischwirtschaft, insbe- 
sondere des Absatzes und der Werbung, 

b) Förderung der Güte von Fischen und 
Fischwaren, 

c) Förderung des lauteren Wettbewerbs, 

d) Marktbeobachtung, Marktberichter- 
stattung und Statistik. 

2. Durch die Satzung muß den Verbrauchern 

eine angemessene Vertretung in den Orga- 
nen des Marktverbandes gesichert sein. 

(2) Zu den satzungsgemäßen Aufgaben des 
Marktverbandes können weitere Aufgaben 
gehören, insbesondere die Unterstützung der 
beteiligten Wirtschaftskreise bei der Verein- 
barung von Liefer- und Geschäftsbedingun- 
gen, soweit nicht gesetzliche Bestimmungen 
entgegenstehen. 

(3) Der Bundesminister soll sich des Markt- 
verbandes zur Vorbereitung und Durchfüh- 
rung der in diesem Gesetz vorgesehenen Auf- 
gaben bedienen. Hoheitliche Aufgaben dür- 
fen dem Marktverband nicht übertragen 
werden. 

(4) Der anerkannte Marktverband unter- 
steht der Aufsicht des Bundesministers. Die 
Aufsicht erstreckt sich darauf, daß Gesetze 
und Satzung beachtet werden. 


§8 

Marktregelung bei Krabben (Garnelen) 

(1) Die obersten Landesbehörden der 
Küstenländer können 

1. die Fangzeit für Krabben, 

2. die Ablieferung von Krabben, die nicht als 
Speisekrabben in den Verkehr gelangen, 
an bestimmte Be- und Verarbeitungs- 
betriebe, 

3. den Umfang der Verarbeitung zu Futter- 
zwecken, 


4. für die Be- und Verarbeitungsbetriebe den 
Verkauf ihrer Erzeugnisse aus Futterkrab- 
ben durch Vermittlung einer bestimmten 
Stelle, 

5. zur Förderung des Fanges und des Ab- 
satzes von Krabben die Erhebung von 
Abgaben, die 0,20 Deutsche Mark je 
100 kg Futterkrabben nicht übersteigen 
dürfen, von den Betrieben der Krabben- 
fischerei 

vorschreiben. Die nach Landesrecht zuständi- 
gen obersten Landesbehörden der Küsten- 
länder können auch Preise für Krabben fest- 
setzen. 

(2) Die nach Landesrecht zuständigen 
obersten Landesbehörden der Küstenländer 
können für Miesmuscheln dem Absatz 1 ent- 
sprechende Regelungen treffen. 

(3) Im übrigen bleiben die landesrecht- 
lichen Vorschriften über die Krabbenfischerei 
unberührt. 


§9 


Steigerung der Erzeugung, der Güte und des 
Absatzes 


(1) Zur Steigerung der Erzeugung, der 
Güte und des Absatzes von Erzeugnissen 
der Fischwirtschaft erläßt der Bundesminister 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
des Innern durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates Vorschriften über 
die Be- und Verarbeitung, über die Art und 
Dauer der Lagerung und Beförderung von 
Fischen und Fischwaren sowie über die Be- 
schaffenheit und Ausstattung von Räumen 
und Einrichtungen, in denen Fische aufbe- 
wahrt oder be- und verarbeitet werden. 

(2) Die Bestimmungen des Lebensmittel- 
gesetzes vom 5. Juli 1927 (Relchsgesetzbl. I 
S. 134) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 17. Januar 1936 (Relchsgesetzbl. IS. 17) 
und der Verordnung vom 14. August 1943 
(Relchsgesetzbl. I S. 488) bleiben unberührt. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Allgemeine Bestimmungen 
§10 

Meldepflicht 

Der Bundesminister kann durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates bestimmen, daß zu meldeh haben 
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1. Be- und Verarbeitungsbetriebe der Fisch- 
wirtschaft den Erwerb, die Be- und Ver- 
arbeitung, den Absatz und die Vorräte 
an Fischen und Fischwaren sowie die Her- 
stellung von Fischwaren, 

2. Betriebe, die Fischmehl, Fischöl oder Tran 
hersteilen, den Erwerb und die Verarbei- 
tung von Fischen und Fischabfällen sowie 
die Herstellung, den Absatz und die Vor- 
räte an Fischmehl, Fischöl und Tran, 

3. Betriebe des Küstengroßhandels den Er- 
werb, den Absatz und die Vorräte an 
Fischen und Fischwaren. 

§11 

Auskunftspflicht 

Die Abschnitte V bis VII des Gesetzes über 
die Statistik für Bundeszwecke (StatGes.) vom 
3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1314) 
finden entsprechende Anwendung. 

§12 

Verschwiegenheitspflicht 

Die Mitglieder des Beirates (§ 5) und der 
Organe des Marktverbandes (§ 7) sowie des- 
sen Angestellte sind vorbehaltlich der dienst- 
lichen Berichterstattung und der Anzeige 
von Gesetzwidrigkeiten verpflichtet, über 
Einrichtungen und Geschäftsverhältnisse, die 
durch ihre Tätigkeit im Rahmen dieses Ge- 
setzes oder ,der dazu ergehenden Durch- 
führungsbestimmungen zu ihrer Kenntnis 
gelangen, Verschwiegenheit zu beachten und 
sidi der Mitteilung und der Verwertung von 
Geschäfts- und’ Betriebsgeheimnissen zu ent- 
halten. Soweit sie nicht Beamte sind, sind sie 
auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer Oblie- 
genheiten nach § 1 der Verordnung gegen 
Bestechung und Geheimnisverrat nichtbeam- 
teter Personen in der Fassung vom 22. Mai 
1943 (Reichsgesetzbl. I S. 351) zu ver- 
pflichten. 

DRITTER ABSCHNITT 
Straf- und Schlußbestimmungen 
§ 13 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Eine Ordnungs Widrigkeit begeht, wer 

1. Auskünfte, zu denen er nach § 11 ver- 
pflichtet ist, ganz oder teilweise verweigert 


oder nicht in der gesetzten Frist erteilt 
oder unrichtige oder unvollständige Anga- 
ben macht, 

2. die Meldepflicht nach § 10 verletzt, 

3. Bestimmungen oder schriftlichen Einzel- 
verfügungen zuwiderhandelt, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen sind, sofern 
diese ausdrücklich auf die Bußgeldbestim- 
murig dieses Gesetzes verweisen, 

4. als Reeder nach einem Fang die Anlandung 
eines Fischereifahrzeuges einem deutschen 
Seefischmarkt angekündigt hat, das Fahr- 
zeug jedoch an einem anderen Platz anlan- 
den läßt und diesen Entschluß nicht binnen 
48 Stunden vor dem gemeldeten Ankunfts- 
termin mitteilt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit 
einer Geldbuße bis zu 5000 Deutsche Mark 
geahndet werden. 

(3) Ist die Ordnungswidrigkeit fahrlässig 
begangen, kann eine Geldbuße bis zu 1000 
Deutsche Mark festgesetzt werden. 

(4) Der Bundesminister ist Verwaltungs- 
behörde im Sinne des § 73 Abs. 1 des Ge- 
setzes über Ordnungswidrigkeiten bei Zu- 
widerhandlungen gegen Bestimmungen oder 
schriftliche Einzelverfügungen, die von ihm 
erlassen sind; er nimmt in diesen Fällen auch 
die Befugnisse der obersten Verwaltungs- 
behörde im Sinne des § 66 Abs. 2 des Ge- 
setzes über Ordnungswidrigkeiten wahr. 

§14 

Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund dieses Gesetzes erlassen werden, 
gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

§15 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
treten entgegenstehende Bestimmungen außer 
Kraft, insbesondere 
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X 


1. die Verordnung über die Regelung der 
Versorgung mit Fischen und Fischwaren 
vom 7. September 1939 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1734), 

2. die Verordnung über den Zusammenschluß 
der deutschen Fischwirtschaft vom 1 . April 
1935 (Reichsgesetzbl. I S, 542) in der Fas- 
sung der Verordnung vom 30, April 1937 
(Reichsgesetzbl. I S. 580), 

3. die Anordnung des Reichsbauernführers, 
betreffend Satzung der Hauptvereinigung 
der deutschen Fischwirtschaft vom 13. Juni 
1935 (Verkündungsblatt des Reichsnähr- 
standes S. 307) in der Fassung der Anord- 
nungen vom 3. März 1936 (RNVbl.S, 143), 
29. April 1936 (RNVbl S. 223) und 
16, November 1936 (RNVbl. S. 580) und 
7. Mai 1942 (RNVbl. S. 153), 


4. die Anordnungen der Hauptvereinigung 
der deutschen Fischwirtschaft und ihrer 
Außenstellen, 

5. das Gesetz über die Erhebung von Abga- 
ben auf dem Gebiete der Ernährungswirt- 
schaft vom 28. Juli 1950 (Bundesgesetzbl. 
S. 340). 

(3) Die Verwendung der Ausgleichsabga- 
ben, die auf Grund des Gesetzes zur Deckung 
der Kosten des Umsatzes ernährungswirt- 
schaftlicher Waren vom 3. November 1948 
(WiGBl, S. 117) in der Fassung des Gesetzes 
über die Erhebung von Abgaben auf dem 
Gebiete dei: Ernährungswirtschaft vom 
28. Juli 1950 (Bundesgesetzbl. S. 340) für die 
Fischwirtschaft erhoben, aber noch nicht ver- 
ausgabt sind, bestimmt der Bundesminister 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates. Besteht ein Marktverband, 
so ist er vorher zu hören. 
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